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Vorwort  anlässlich der Preisverleihung für 
Solidarität und Menschenwürde 2014 -  Einspruch Euer Ehren! 

Hans Bauer 
Das BüSGM verlieh seinen Preis für Solidarität und Menschenwürde in diesem 
Jahr an von den Herrschenden diffamierte und kriminalisierte Persönlichkeiten, 
die es sich zur Aufgabe gestellt hatten, für den Schutz des  ersten auf deutschem 
Boden errichteten sozialistischen Staates DDR und für den Erhalt des Friedens 
in der Welt zu wirken. Wolfgang Schmidt als Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit und Rainer Rupp als Kundschafter, der durch seine Informatio-
nen an die DDR und die Sowjetunion bis zum Anschluss der DDR an die BRD 
einen Atomkrieg zu verhindern half. Im Wissen um die friedensgefährdende und 
DDR-feindliche Rolle der BRD seit ihrer Gründung und während des Kalten 
Krieges ist die Rede von Gregor Gysi im Deutschen Bundestag am 23.05.2014 
anlässlich der Würdigung des Grundgesetzes  unverständlich. 
 
Der Deutsche Bundestag erinnerte in dieser Feierstunde an den 65. Jahrestag des 

Grundgesetzes. Wie erwartet, mit 
Lobeshymnen auf die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung. Dass sogar der Chef der 
Fraktion der LINKS-Partei in diesen Chor 
einstimmte, musste aber doch verwundern. 
Gregor Gysi verkündete in seiner Rede 
Weisheiten, die mit der Wirklichkeit nichts 
gemein haben.  
 
"Das Grundgesetz ist die beste Verfassung in 
der Geschichte Deutschlands" (O-Ton 
Gregor Gysi). 
 

Die „Lichtgestalt“ linker Politik. 
Mit Stolz im „Westen“ angekommen 
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Erfolgte die Erarbeitung und Annahme des GG nicht auf Befehl der Westalliier-
ten? War nicht das (west)deutsche Volk von der Entstehung völlig ausgeschlos-
sen? Entbehrt diese "beste Verfassung", die gar keine Verfassung ist, nicht 
grundlegender sozialer Rechte? 
 
 "Und das gilt gerade auch für die ehemaligen Bürger und Bürgerinnen der 
DDR." (O-Ton Gregor Gysi). 
 
Was gilt besonders für die Ostdeutschen? Dass sie dieses GG achten, obwohl sie 
auch 25 Jahre nach der Angliederung noch Bürger zweiter Klasse sind? Ihre Le-
bens- und Arbeitsverhältnisse  ungleich sind? Sie tagtäglich sozial und politisch 
diffamiert und diskriminiert werden? 
 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar (Art. 1 GG). Das war die einzig rich-
tige Antwort auf die Nazibarbarei, gerade in und für Deutschland“ (O-Ton Gre-
gor Gysi). 
 
Hatte zum Zeitpunkt der Annahme des GG das westdeutsche Regime nicht be-
reits mit der Remilitarisierung begonnen?  Waren die alten Nazis nicht bereits 
wieder auf dem Wege zu Ämtern und Würden? Bereitete das Adenauer-Regime 
nicht die Kommunistenhatz vor, die mit dem KPD-Verbot ihren Höhepunkt er-
reichte? 
 
Ist es nun Geschichtsvergessenheit, Realitätsverlust oder Opportunismus, die 
einen linken Politiker zu solchen Einschätzungen veranlassen? Was tut man 
nicht alles, um den Beifall der Herrschenden zu erheischen.  
 

Begrüßung durch den Vorsitzenden des BüSGM Peter Dietrich 
Peter Dietrich begrüßte die Gäste. 
Anwesend waren u. a.  die Preisträger 
2014 Wolfgang Schmidt mit Ehefrau 
Karola, Rainer Rupp mit Ehefrau Ann 
und Kinder, die Laudatoren und 
Preisträger 2013 Hans Bauer und Dr. 
Arnold Schölzel mit Ehefrau Jutta, die 
Schriftstellerin und Preisträgerin 
Gisela Steineckert, die Kampfge-
fährten der Preisträger Klaus Eichner 
und Karl Rehbaum, der Leiter des 
Amtes für Nationale Sicherheit der DDR Dr. Wolfgang Schwanitz, der Leiter 
der HVA im MfS Werner Grossmann,, das Ehrenmitglied des BüSGM Peter Bär 
mit Ehefrau Dr. Claudia Bär und Kinder, sowie den Geschäftsführer des GRH 
Dieter Stiebert und den Geschäftsführer der GBM Jörg Pauli.  
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Peter Dietrich verlas die nachfolgende Grußadresse des Preisträgers des BüSGM 
und Chefredakteur des RotFuchs Dr. Klaus Steiniger: 
 
Liebe Freunde und Genossen, Teilnehmer der Preisverleihung 2014! 

Von ganzem Herzen beglückwünsche 
ich die beiden heutigen Preisträger Rai-
ner Rupp und Wolfgang Schmidt. Ich 
muss nicht begründen, warum ich der 
Arbeit von ISOR, für die Wolfgang 
Schmidt heute ausgezeichnet wird, 
höchste Anerkennung zolle. Ihr 
ständiger Einsatz für die Rechte und 
Interessen in der imperialistischen 
Bundesrepublik Deutschland 
diskriminierter und entrechteter DDR-

Bürger verdient den Respekt aller anderen Antifaschisten und Demokraten. 
 
Da ich aus gesundheitlichen Gründen der heutigen Ehrung zweier verdienter 
Mitstreiter leider nicht beiwohnen kann, möchte ich die Gelegenheit nutzen, al-
len Anwesenden - besonders aber den beiden Laureaten - herzliche und solidari-
sche Grüße zu übermitteln. Ich tue das natürlich auch im Namen der marxisti-
schen Monatszeitschrift "RotFuchs", in deren Redaktion ich tätig bin 
 
Auf das engste fühle ich mich seit Jahrzehnten mit meinem Freund Rainer Rupp 
verbunden. Ich werde nie vergessen, dass er sich unter schwierigsten Bedingun-
gen - als durch die Klassenjustiz abgeurteilter Kundschafter der DDR, der sich 
damals für lange Jahre in der Haftanstalt Saarbrücken befand, dem jungen „Rot-
Fuchs“ zu Hilfe kam. Vor allem danke ich ihm dafür, dass er in der 
Gefängniszelle das Vorwort zu meinem ihm als Manuskript zugänglich 
gemachten Buch über Geheimdienste der USA mutig und engagiert geschrieben 
hat.   
Indem ich beiden Laureaten meine herzlichsten Glückwünsche übermittle, drü-
cke ich zugleich die Gewissheit aus, dass unsere Freunde und Genossen vom 
BüSGM auch weiterhin verlässlich auf ihrem Kampfposten stehen werden. 

  
Peter Dietrich begrüßte die Fotografin Gabriele Senft und die musikalischen 

Begleiterin und Begleiter Sabine Kühnrich 
und Ludwig Streng von  „Quijote - Musik 
gegen Windmühlen – aus Chemnitz.  
 
Er erinnerte in einem Nachruf an den vor 
kurzem verstorbenen Genossen Horst 
Graupner mit folgenden Worten:  
Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

Horst und 
Ilse 

Graupner 
am 07.05. 
2014 im 

Münzen-
bergsaal 
„Rote 

Lieder...“ 
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auf der heutigen Festveranstaltung hat uns eine Nachricht tief betroffen ge-
macht. Unser Freund und Genosse Horst Graupner, der in der GRH jahrelang für 
den Bereich Information und Dokumentation zuständig war und in solidarischer 
Weise seit Jahren unsere Monatszeitschrift BüSGM-Echo gedruckt hat, weilt 
nicht mehr unter uns. 
Zwei Tage vor der Preisverleihung ist Horst Graupner, den wir immer als 
freundlichen und solidarischen Kommunisten kennen und schätzen gelernt ha-
ben im Alter von 84 Jahren  verstorben. 
Unser Dank gilt dem verstorbenen Genossen und unser Beileid seiner Frau Ilse 
und seiner Familie. 
Horst Graupner hat sich in der DDR und nach der Vereinigung beider deutscher 
Staaten im stetigen Kampf  um soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde für 
den Sozialismus verdient gemacht.   
Die Anwesenden ehrten Horst Graupner in einer Gedenkminute. 
 
 Auszüge aus der Rede des Vorsitzenden  des BüSGM  Gert Julius 
anlässlich der Preisverleihung für Solidarität und Menschenwürde 
lieber Rainer, lieber Wolfgang, 
lieber Arnold, lieber Hans, 
liebe Genossinnen, liebe Genossen, 
liebe Freundinnen, liebe Freunde, 

 
Bevor ich zum 
eigentlichen Thema kom- 
me, lasst mich daran 
erinnern, dass heute vor 
73 Jahren die Hitler-
Faschisten die Sowjet- 
union überfallen haben. 
Für mich ein Anlass, ein 
paar Worte zu den Ver- 
leumdungen der „Westli-
chen Aggressionsgemein- 
schaft“ gegenüber  der 
Russischen Föderation zu 

verlieren: 
 
Ich finde es für einen angeblichen Christen, wie den Bundespräsidenten, unge-
heuerlich, dass er sich bei einer seiner Heimsuchungen, diesmal in Norwegen, 
als Reichspropagandalautsprecher betätigt hat, in dem er seine Drohung aus 
München wiederholte: „Deutschland solle international mehr Verantwortung 
übernehmen. Im Kampf für Menschenrechte sei es manchmal erforderlich, 
>auch zu den Waffen zu greifen<. (...) Die Mitglieder der  „Westlichen Ag-
gressionsgemeinschaft“ geben der Russischen Föderation und Präsident Putin 
die Schuld an dem vom „Westen“ angerichteten Massaker.  

Gleichheit, 

des Einkom-
mens, des 
Eigentums 

und des Ver-
mögens der 
Bürgerinnen 

und Bürger 
von vornher-

ein ausge-

schlossen.“ 

„Die Gleichheit vor dem Gesetz ist ohne die annähernde 
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Es ist das in der UN-Charta verbriefte Recht eines Volkes, sich gegen Überfälle 
zu verteidigen. Es ist auch das Recht der Russischen Föderation, der Westukrai-
ne den Gashahn abzudrehen, wenn die Bezahlung ausbleibt. Wir bewundern die 
Geduld der Russischen Föderation und ihres Präsidenten. (...) 
 
Heute, an einem Tag, an dem wir zum neunten Mal unseren Preis für Solidarität 
und Menschenwürde verleihen, haben wir Veranlassung, uns mit der Frage zu 
beschäftigen, was wir unter  Sozialer Gerechtigkeit und einem Leben in Men-
schenwürde verstehen. Eine der Voraussetzungen dafür ist Solidarität. 
  
Ein Land wie die BRD, in dem   
• die Vertreter des Kapitals das Sagen haben,  
• die Reichen durch entsprechende Steuergesetzgebung und Ausbeutung der 

Arbeitskraft immer reicher werden, 
• die Rüstungsindustrie enorme Gewinne macht, 
• Kalte und heiße Kriege um Ressourcen zum Alltag gehören, 
• die Existenzsicherheit der Bürgerinnen und Bürger nicht garantiert ist,  
•  Demokratische Rechte brutal unterdrückt und eingeschränkt werden, 
• Faschisten nicht nachdrücklich verfolgt werden, 
• Asylsuchende ohne Rücksicht auf ihr Leben abgeschoben werden, 
hat mit Sozialer Gerechtigkeit und Menschenwürde nicht das Geringste zu tun. 
 
Daran ändert  auch ein sich demokratisch gebendes Grundgesetz nichts, weil im 
Laufe der 65 Jahre seines Bestehens laufend demokratische Rechte ausgehebelt 
wurden. Wenn Gregor Gysi das GG als beste Verfassung Deutschlands betrach-
tet, bleibt uns die Sprache weg. (...) 
 
Ich will nun den Begriff der Sozialen Gerechtigkeit an  dieser „Nichtverfassung“ 
messen, auf deren „Boden“ wir trotz Kritik weiter stehen. In Art 20 GG  finde 
ich folgende Definition: 
„Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bun-
desstaat.“ 
 
Art 28 des GG erklärt den Begriff Rechtsstaat zusammenfassend als Bezeich-
nung für einen Staat, in dem Regierung und Verwaltung nur im Rahmen der be-
stehenden Gesetze handeln dürfen.  
 
Kommen wir zunächst zum Begriff „Sozial“. 
Den Spruch  von Frau Merkel „sozial ist, was Arbeit schafft“, kann man getrost 
unter den Versuch der Volksverdummung einordnen. 
 
In der Umgangssprache bedeutet „sozial“ den Bezug einer Person auf eine oder 
mehrere andere Personen.  Sozial ist nach unserer Auffassung die  Fähigkeit ei-
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ner Person, sich für andere zu interessieren, sich einfühlen zu können und nicht 
nur an sich selbst zu denken. (...) 
 
In Art 3 GG wird die Gleichheit der Bürgerinnen und Bürger vor dem Gesetz 
postuliert. 
 
Die Gleichheit vor dem Gesetz ist ohne annähernde Gleichheit des Einkom-
mens, des Eigentums und des Vermögens der Bürgerinnen und Bürger von 
vornherein ausgeschlossen. Die gerichtliche Durchsetzung von Rechtsansprü-
chen scheitert aufgrund der anfallenden Gerichts- und Anwaltskosten oft an den 
materiellen Verhältnissen. (...) 
 
Zur Lösung der Frage, was Soziale Gerechtigkeit ist, wollen wir zunächst Karl 
Marx bemühen, der vereinfacht gesagt, empfahl, die Bourgeoisie bzw. die Kapi-
talisten zu enteignen und die Produktionsmittel dem Proletariat zu übergeben. 
Die Arbeiterschaft sollte dabei auch die politische Macht übernehmen.  

 
Eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg dieses Vorhabens war für Karl 
Marx die internationale Organisation des Proletariats. „Proletarier aller Länder 
vereinigt Euch“ lautete das Leitmotiv. Zusammen mit Friedrich Engels verfass-
te er im Auftrag des Bundes der Kommunisten, das Kommunistische Manifest. 
(...) 
Um von den Tatsachen der kapitalistischen Ausbeutung abzulenken, wird den 
Menschen von den Herrschenden, ihren Medien und den geschäftsführenden 
Ausschüssen des Kapitals der Sozialismus als Teufelswerk suggeriert. 

 
Soziale Gerechtigkeit  entwickelt sich 
nach Karl Marx in mehreren Stufen. 
Sozialismus, Kommunismus und 
Klassenlose Gesellschaft.  
 
Der Sozialismus ist der erste Schritt, 
den Franz Oppenheimer wie folgt de-
finierte: „Sozialismus“ ist der Glaube 
an und das Streben nach einer von 
allem arbeitslosen Einkommen 
erlösten, darum klassenlosen und 
darum brüderlich geeinten 
Gesellschaft von Freien und Glei-
chen.“ 
 
Die Erfahrungen in den vom Kapital 
beherrschten Staaten beweisen mit den  
Umwelt- und Hungerkrisen, wie sich 
der Kapitalismus als Dauerkrise für die 
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Menschheit täglich auswirkt. Diese Krisen, herbeigeführt durch Banken und Fi-
nanzmärkte, treffen große Teile der Menschheit und bedrohen und vernichten 
ihre Existenzen. Sie führen zu einer stetigen Umverteilung der Einkommen und 
Vermögen von unten nach oben. (...) 
 
Daraus entwickeln sich Verarmung und Erwerbslosigkeit, denen als erstes Frau-
en,  Jugendliche und die Immigranten zum Opfer fallen. Die Überakkumulation 
von Kapital und Profiten und die weltweite Ausrichtung der Produktion unter 
Ausnutzung der Lohnunterschiede durch Lohndumping sind die vorsätzlich 
herbeigeführten Folgen dieser Krise.  

 
Eine Veränderung der Gesellschaft wird nicht vom Himmel fallen. Seit Beginn 
des 21. Jahrhunderts offenbart der Kapitalismus mehr und mehr sein brutales 
Gesicht auch in Europa, das sich in der alten BRD aufgrund der Systemkonkur-
renz als „Soziale Marktwirtschaft“ ausgibt. (...) 
 
  
Da der Sozialismus, d. h. die Hoffnung auf eine nichtkapitalistische Welt, durch 
die Entwicklung des 20. Jahrhunderts, vom Kapital öffentlichkeitswirksam dis-
kreditiert werden konnte, muss er als Perspektive immer wieder neu in der Öf-
fentlichkeit diskutiert werden. Sozialisten in aller Welt stehen vor einer gewalti-
gen Herausforderung, die nicht auf europäische Verhältnisse beschränkt bleiben 
darf:  Kuba, Venezuela und Bolivien lassen hoffen. Das GG lässt auch in der 
BRD eine andere Wirtschaftsordnung zu. 
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In der BRD hat sich die SPD als fortschrittliche Kraft selbst diskreditiert. Sie  
hat es durch ihre tatkräftige Unterstützung des Kapitalismus, den sie vorgibt, 
sozial und ökologisch gestalten zu wollen, aufgegeben, gesellschaftsverändernde 
Reformen nicht einmal zu denken. So ist  die SPD heute zum getreuen System-
verwalter verkommen.  
Hätten die SPD-Verantwortlichen auf ihren Urvater August Bebel gehört, wären 
sie vielleicht heute noch eine Sozialdemokratische Partei: Ich zitiere: „Von wel-
cher Seite wir auch immer das kapitalistische Wirtschaftssystem betrachten, 
wir werden belehrt, dass Not und Elend der Massen nicht die Folge des Man-
gels an Nahrungs- und Lebensmitteln, sondern die Folgen der ungleichen 
Verteilung derselben und der verkehrten Wirtschaftsweise sind, die dem einen  
Überfluss schafft und die anderen zum Darben zwingt“ (...) 
 
Wenn es „DIE LINKE“ auf Dauer als ihre Aufgabe ansieht, als „Arzt am Kran-
kenbett des Kapitalismus“ zu agieren, wird sie als nachhaltige Vertreterin der 
Arbeiterklasse und als gesellschaftsverändernde Kraft ausfallen und sich zu-
nehmend durch Integration und Anpassung an die Institutionen des Kapitals de-
formieren.  

 
Auch die Führungen vieler Gewerkschaften betreiben eine Anpassungspolitik an 
den Kapitalismus. Sie verbreiten weiter das Märchen von der Sozialpartner-
schaft und machen die sozialen Rückschritte zu Lasten ihrer Mitglieder mit. Sie 
reiten vielfach auf der Protestwelle mit, ohne das Kräfteverhältnis von Kapital 
und Arbeit durch Kampfmaßnahmen, wie z.B. den Generalstreik,  beeinflussen 
zu wollen.  
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Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD) und andere „linke“ Parteien und Organisationen haben sich 
marginalisiert und sind bisher ohne Einfluss in der Gesellschaft. Wünschenswert 
wäre, dass sich dieser Zustand ändert. 
 
Der Aufbau einer neuen internationalen Arbeiterbewegung, der geistige Bruch 
mit dem System des Kapitalismus und die Hinführung zum Ziel Sozialismus 
sind nötiger denn je. Die Kapitalisten haben ein weltweites Netz von Institutio-
nen gespannt, während die Ausgebeuteten erheblichen organisatorischen Nach-
holbedarf haben.  
 
Der Aufbau muss u. E. national beginnen und  auf internationaler Ebene weiter-
geführt werden. Je mehr die Wirtschafts- und Gesellschaftsräume miteinander 
verschachtelt sind, umso mehr erfordert die Lösung der grundlegenden Proble-
me adäquate Antworten und Reaktionen, die vom Kapitalismus nicht erwartet 
werden können.  
 
Um die Weltklima- und Ernährungskrise zu bewältigen, müssen die multinatio-
nalen Konzerne durch weltweite Aktionen vergesellschaftet werden.  

 
Angesichts der großen Herausforderungen sind einheitliche Massenbewegungen 
und koordinierte Widerstandskämpfe auf nationaler und internationaler Ebene 
zu entwickeln. Das erfordert zunächst ein Programm für ein demokratisches Eu-
ropa der Arbeiter und der Völker, wofür es sich lohnt, zu kämpfen.   

Quijote – Musik gegen Windmühlen, 
Sabine Kühnrich und Ludwig Streng 
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Die Bürgerinnen und Bürger auf eine neue demokratische, antikapitalistische, 
ökologische, antirassistische und antiimperialistische Internationale zu orientie-
ren, ist die vordringliche Aufgabe aller Sozialisten und Kommunisten. 
 
Es  stellt sich die Frage, wie der für die Menschheit notwendige Übergang von 
einer kapitalistischen zur sozialistischen Gesellschaft vonstatten gehen soll. Ro-
sa Luxemburg sagte hierzu: 
 
„Die moderne proletarische Klasse führt ihren Kampf nicht nach irgendeinem 
fertigen, in einem Buch, in einer Theorie niedergelegten Schema; der moder-
ne Arbeiterkampf ist ein Stück in der Geschichte, ein Stück der Sozialentwick-
lung, und mitten in der Geschichte, mitten in der Entwicklung, mitten im 
Kampf lernen wir, wie wir kämpfen müssen.“(...) 
 
 Die angebliche Mitbestimmung der Beschäftigten in den heutigen Aufsichtsrä-
ten ist schon wegen des Doppelstimmrechts der Vorsitzenden und der Vertre-
tung der leitenden Angestellten eine Farce. Aufsichtsräte sind  Institutionen des 
Kapitalismus und wesentlicher Bestandteil zur Aufrechterhaltung der „sozialen“ 
Ordnung zum Schutz des kapitalistischen Eigentums. Die Aufsichtsratsbezüge, 
auch für „gewählte“ Gewerkschafts- und Beschäftigungsvertreter sind der An-
fang der Korruption. 
 
Wir brauchen keine Parteien und Institutionen, die  diese menschenunwürdige 
Ordnung verwalten, sondern eine unabhängige Bewegung, die diese Ordnung 
verändern will. Vertreter des Kapitalismus und des Antikapitalismus können 
keine gemeinsame Regierung bilden, ebenso wenig wie sich Feuer und Wasser 
zu gemeinsamen Handeln bewegen lassen.  
 
Eine kollektive und demokratische Kraft, eine Vereinigung von kämpferischen 
Aktivistinnen und Aktivisten und ein gemeinsames Programm sind erforderlich. 
(...) 
Der politische Streik, ggf. sogar der politische Erzwingungsstreik, in Form eines 
Generalstreiks, ist auch vom Grundgesetz geschützt. Das Grundgesetz bestimmt 
in Verbindung mit dem Streikrecht nach Art. 9, Abs. 3, dass soziale Fragen, die 
von politischen Entscheidungen geprägt werden, entsprechend dem Wider-
standsrecht nach Art. 20, Abs. 4, beeinflusst oder korrigiert werden dürfen. 
 
Gewerkschaftliche Mobilisierungen gegen die ,,Agenda 2010“ und gegen die 
Rente ab 67 geben zur Hoffnung Anlass, dass der Wille und das Potential für 
Politische Streiks durchaus vorhanden sind. Auf den Gewerkschaftstagen von IG 
BAU, ver.di und IG Metall wurden dazu viele Anträge beschlossen. Die Zu-
rückhaltung der Gewerkschaftsführungen in dieser Hinsicht ist unverantwort-
lich. 
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Soziale Gerechtigkeit kann nur nach der Überwindung des Kapitalismus in einer 
Sozialistischen Gesellschaftsordnung erreicht werden, die die Wahrung der 
Menschenwürde einschließt. 
 
Der Dichter Hermann Hesse erkannte schon zu seiner Zeit, dass sich der Kapita-
lismus überlebt hat und stellte treffend fest: „Ich halte diese Weltanschauung 
genau so anfechtbar wie jede andere, aber beim heutigen Stand der Dinge ist 
eben doch der Sozialismus die einzige Lehre, die an den Grundlagen unserer 
Gesellschaft und Lebensweise wenigstens ernsthaft Kritik übt.“ 
 
Dazu heißt es bei Marx: (MEW 3:35) 
„Der Kommunismus ist für uns nicht ein Zustand, der hergestellt werden soll, 
ein Ideal, wonach die Wirklichkeit sich zu richten haben wird. Wir nennen 
Kommunismus die wirkliche Bewegung, welche den jetzigen Zustand aufhebt. 
Die Bedingungen dieser Bewegung ergeben sich aus der jetzt bestehenden 
Voraussetzung.“ 
 
Wir ehren heute zwei Genossen mit dem Preis für Solidarität und Menschen-
würde. Den Genossen Wolfgang Schmidt dafür, dass er in der DDR am Aufbau 
des Sozialismus wesentlich beteiligt war, dass er nach dem Untergang der DDR 
seiner Überzeugung treu geblieben ist und sich gemeinsam mit den Genossen 
der ISOR als deren Geschäftsführer solidarisch gegen die Diskriminierung und 
die Benachteiligung seiner Genossen und der DDR einsetzt. 
 
Den Genossen Rainer Rupp ehren wir für seinen tatkräftigen Einsatz als Kund-
schafter der DDR, um einen heißen Krieg in Mitteleuropa zu verhindern und 
weil er während und nach seiner Haft seiner Überzeugung treu geblieben ist und 
nunmehr mit seinen messerscharfen Analysen in der „jungen Welt“ die Leserin-
nen und Leser über den wahren Charakter des Kapitalismus aufklärt. 
  
Uns als Menschenrechtorganisation bleibt zur Zeit nur der Weg der Aufklärung. 
Diese Aufgabe wollen und werden wir weiterhin mit der GRH der ISOR, dem 
RotFuchs, der „jungen Welt“ und den im OKV vereinten Nichtregierungsorga-
nisationen  gemeinsam  wahrnehmen. 
  
 

Laudatio des Vorsitzenden der GRH, Hans Bauer, für den ISOR-
Geschäftsführer Wolfgang Schmidt 

Lieber Rainer Rupp, lieber Wolfgang Schmidt, liebe Genossinnen und Genos-
sen, liebe Freunde! 
 
Beide Kandidaten, die heute ausgezeichnet werden, sind eng mit meiner Organi-
sation, der Gesellschaft zur Rechtlichen und Humanitären Unterstützung (GRH) 
verbunden und umgekehrt. Das ist kein Zufall. Euer politisches Leben, lieber 
Rainer und lieber Wolfgang, vor und nach der sogenannten Wende, im Ergebnis 
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- der Konterrevolution, ist im übertragenen Sinne Anlass der Gründung der 
GRH 1993 gewesen: Nämlich die Verdammung all dessen, was die DDR war 
und ihr und dem Sozialismus diente. Bis hin zur strafrechtlichen Verfolgung, 
gerichtlichen Verurteilung und Einkerkerung. Sich dagegen solidarisch zu weh-
ren, war, ist und bleibt Ehrensache. 

 
Liebe Freunde! 
Unsere heutigen Preisträger haben wichtige Ge-
meinsamkeiten: Beide, Rainer Rupp und Wolf-
gang Schmidt waren im Dienste der DDR für die 
Sicherung des Friedens tätig. Beide waren nach 
1990 in besonderer Weise Verfolgungen ausge-
setzt, beide haben die bundesdeutsche Justiz als 
Klassenjustiz kennen gelernt, und beide  werden 
auch heute noch wegen ihrer Haltungen und 
Handlungen bestraft, vor allem sozial. Was aber 

am Wichtigsten ist: Rainer und Wolfgang sind ihren Überzeugungen als Kom-
munisten treu geblieben  u n d   - das ist nicht alltäglich - sie bekennen sich dazu 
auch öffentlich. 
 
Wolfgang Schmidt stand bis 1990 im Dienste des Ministeriums für Staatssicher-
heit. In einem jüngst gegen ihn ergangenen Urteil aus dem Jahre 2013 wird kurz 
und knapp seine Entwicklung wie folgt skizziert: 
 
„Nach dem Besuch der Oberschule hat er 1957 das Abitur erworben und ist 
unmittelbar danach in die Dienste des MfS eingetreten, wo er nach einem 
zweijährigen Offizierslehrgang zuletzt im Range eines Oberstleutnants bis zu 
seinem Ausscheiden am 15. Februar 1990 tätig war. Er ist Diplom-
Kriminalist, wurde 1964 "Ausbilder (richtig: Auswerter) und Analytiker"  und 
war ab 1985 für die Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit und die Ge-
währleistung der staatlichen Sicherheit in unterschiedlichen Bereichen zu-
ständig. Zuletzt war er in der Hauptabteilung XX als Abteilungsleiter der 
Auswertungs- und Kontrollgruppe (AKG) mit 61 Mitarbeitern (richtig: 54) 
und fünf Referaten tätig“.  
 
Soweit nüchterne Fakten, nicht falsch. Für die Beurteilung eines Menschen aber 
bedeutsam ist, wieso er einen solchen Weg gewählt hat. Zweifellos spielten bei 
Wolfgang Parteiauftrag, Kaderauswahl sowie  fachliche und politische Eignung 
eine Rolle. Dahinter standen aber persönliche Entscheidungen, die ihn bewogen, 
eine solche Entwicklung zu nehmen.  
 
Wolfgang stammt aus einfachen Verhältnissen. Die Bildungspolitik der DDR 
ermöglichte es ihm, die Erweiterte Oberschule zu besuchen. Schon frühzeitig 
interessierte und engagierte er sich für politische Vorgänge. Folgerichtig war er 
als Schüler aktiver Pionier, FDJ-ler und mit 17 in der 12. Klasse bereits Kandi-
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dat der SED. Ein Schlüsselerlebnis auf dem Wege zu einem "politischen Men-
schen" ist ihm in besonderer Erinnerung geblieben: Das „Abzeichen für gutes 
Wissen“, das 1949 von der FDJ  ins Leben gerufen wurde, hatte es ihm angetan. 
Wissensdurstig und ehrgeizig steckte sich Wolfgang das Ziel, dieses Abzeichen 
in Gold zu erwerben (Insider wissen, dass besonders in den Anfangsjahren hohe 
Anforderungen an dessen Erwerb gestellt waren). Wochenlang beschäftigte sich 
Wolfgang während seiner Oberschulzeit mit Marxismus-Leninismus, mit klassi-
scher und moderner Literatur, nationalen und internationalen Problemen der Ar-
beiterbewegung, mit Klassenkampf und Imperialismus und einem breiten weite-
ren Fragenkatalog. Heute schätzt er ein, dass in diesen hochkonzentrierten Ar-
beitswochen sein Verständnis für die Beurteilung politischer Prozesse wesent-
lich gewachsen ist. Wolfgang legte erfolgreich seine Prüfung ab und war in sei-
nem Heimatkreis Oelsnitz neben dem  Ersten Kreissekretär der FDJ der zu-
nächst einzige, der das Abzeichen in Gold erworben hatte. Damit empfahl er 
sich für weitere Funktionen in der Jugendorganisation, heute würde man sagen, 
für eine weitere Karriere.  

 
Schon in der 10. Klasse entschied sich Wolfgang bewusst, Offizier zu werden. 
Dass die junge Arbeiter- und Bauernmacht auch militärisch geschützt werden 
musste, war für ihn selbstverständlich. So gelangte er über die NVA-Bewerbung  
zum MfS.  
 
In unterschiedlichen Funktionen bewies er hier sein analytisches und dialekti-
sches Denken, seine organisatorischen Fähigkeiten und seine Treue zu unserem 
Staat DDR. So z.B. als er verantwortungsvolle Aufgaben während der X. Welt-
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festspiele 1973 zur Sicherheit Tausender ausländischer Teilnehmer erfüllte oder 
als er über Jahre anspruchsvolle Analysearbeit zur Einschätzung politischer und 
ideologischer Sachverhalte, z. B. zum Wirken oppositioneller Untergrundgrup-
pen ausübte. Realismus, Kreativität und kritisches Herangehen an zu lösende 
Probleme machten ihn damals zu einem geschätzten, manchmal auch unbeque-
men  Mitarbeiter und zeichnen ihn bis heute aus. 
Mit dem Ende der DDR und ihrer würdelosen Angliederung an die BRD zer-
brach für Wolfgang - wie für viele von uns - zunächst der "Lebenstraum" einer 
sozialistischen Gesellschaft. Die Fragen, was waren die Ursachen des Schei-
terns, was haben wir falsch gemacht, wo habe ich versagt, waren für Wolfgang 
Anlass, nicht zu trauern und zu klagen, sondern, wie es seiner Persönlichkeit 
und seinen Erfahrungen in schwierigen Situationen entsprach, gründlich nach-
zudenken, zu analysieren, einfach nach vorn zu denken. Und - sich zu organisie-
ren. 
 
So war er 1992 Mitbegründer des "Insiderkomitees zur Förderung der kritischen 
Aneignung der Geschichte des MfS". Gemeinsam mit ehemaligen Genossen 
leistete er hier eine offensive, kritische und schöpferische Arbeit, die keine Ta-
bus kannte, vor unangenehmen Wahrheiten nicht zurück schreckte und oft auch 
schmerzhaft war. Besonders anerkannt war und ist seine Internetarbeit. Als Do-
maininhaber und administrativer Ansprechpartner behandelte er auf der Seite 
"mfs-insider.de" Themen, die Freund und Feind auf den Plan riefen. "Zeit onli-
ne" berichtete 2006 von 62 000 Besuchern in vier Wochen. Von 2008 bis heute 
sind es ca. 1,1 Millionen. Kein Wunder, dass Wolfgang schon bald ins Faden-
kreuz unserer Gegner geriet und im Ergebnis inzwischen mehrmals vor Gericht 
stand.  
 
Warum? Weil er Wahrheiten aussprach und ins Netz gesetzt hatte, die unbe-
quem sind, vor allem dem herrschenden Zeitgeist widersprechen. Wie zum Bei-
spiel, weil er Geschichtsfälschern in Hohenschönhausen und anderswo die Stirn 
bietet. Weil er die Heuchelei der BRD in Sachen Terrorismusbekämpfung an-
prangert. Wie im Falle Burianek, der in der DDR 1952 wegen versuchter Bom-
benlegung und anderer schwerer Verbrechen zum Tode verurteilt worden war 
und als Widerstandskämpfer 2005 von der BRD-Justiz rehabilitiert wurde. Dass 
in diesem Zusammenhang der DDR juristisch eine "Gewalt- und Willkürherr-
schaft" unterstellt wurde, gehört in diesem Staat zu dem manipulierten Ge-
schichtsbild, an dem die Justiz wesentlichen Anteil hat.  
 
Für Wolfgang Schmidt war und ist es selbstverständlich, sich gegen solche Lü-
gen und solches Unrecht  zur Wehr zu setzen. Über drei Instanzen wurde im zu-
letzt genannten Verfahren bereits gegen ihn und die DDR geurteilt und er verur-
teilt. Dabei erfuhr Wolfgang nicht nur den Beistand seiner Familie, sondern 
auch große solidarische Unterstützung vieler Freunde, wie umfangreiche Spen-
den zur Ausschöpfung des Rechtsweges beweisen (das Strafverfahren wegen 
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"Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener" (gemeint ist Burianek) liegt ge-
genwärtig dem Bundesverfassungsgericht vor).  
 

Diskriminierungen, Verfolgungen, Verurteilungen sind 
für Wolfgang kein Grund, Ruhe zu geben oder sich gar 
zurückzuziehen. Wenn die Ermittlungsbehörden 
einschätzen, dass Verurteilungen bei ihm "keinen 
Gesinnungswandel" herbeigeführt haben, kann man 
ihnen ausnahmsweise nur zustimmen. Wolfgang ist sich 
und seiner Gesinnung treu und deshalb 
Überzeugungstäter und Unruhestifter geblieben - 
kritisch, aktiv und  offensiv. Bei ISOR im Kampf für 

Rentengerechtigkeit und gegen die Strafrente, in der GRH gegen politisches Un-
recht, im Internet für die Insider und überall dort, wo Widerstand zu leisten und 
sein Rat gefragt ist. 
 
"Die revolutionäre Tat ist stets, auszusprechen das, was ist", so Rosa Luxem-
burg. Ja, Wolfgang Schmidt ist "revolutionärer Täter". Ungeachtet persönlicher 
Nachteile. Dass das BüSGM ihn heute ehrt, ist ein Zeichen der Anerkennung 
und der solidarischen Verbundenheit mit einem mutigen und rastlosen Streiter 
für Wahrheit und Gerechtigkeit. 
 
Preisverleihung durch den Vorsitzenden 

Lothar Nätebusch 
Lothar Nätebusch verlieh mit passenden Worten, 
zitiert aus dem Buch „Lob des Kommunismus“, 
den Preis für Solidarität und Menschenwürde 2015 
an Wolfgang Schmidt, der gleichzeitig die Ehren-
mitgliedschaft des BüSGM annahm. 

    
Dankesrede des Preisträgers Wolfgang Dankesrede des Preisträgers Wolfgang Dankesrede des Preisträgers Wolfgang Dankesrede des Preisträgers Wolfgang 

SchmidtSchmidtSchmidtSchmidt    
Liebe Freunde und 
Genossen vom 
Bündnis für soziale 
Gerechtigkeit und 

Menschenwürde, 
lieber Hans,  
herzlichen Dank für die hohe Ehrung, die mir 
heute und hier zuteil wurde und für die guten 
Worte der Begründung. 
Liebe Freunde und Genossen, verehrte 
Anwesende, 
wer, wie ich auf den 75. Geburtstag zugeht, hat im 
Allgemeinen gelernt, seine Lebensleistung und 

"Die revolutionäre 
Tat ist stets, auszu-

sprechen das, was 
ist", so Rosa  

Luxemburg. Ja, 
Wolfgang Schmidt 
ist "revolutionä-

rer Täter". 
 

 



 17

das, was er noch vom Leben zu erwarten hat, realistisch zu beurteilen. Ich kom-
me deshalb nicht in die Versuchung, mich mit den bisherigen Preisträgern auf 
eine Stufe zu stellen. Das gilt ganz besonders auch für den heutigen Preisträger 
Rainer Rupp. Allerdings gibt es wohl keinen Preis dieser Welt, der das, was 
Rainer riskiert und was er auf sich genommen hat, um die Menschheit vor einem 
atomaren Inferno zu bewahren, auch nur angemessen würdigen könnte.  
 
Ich sehe meine heutige Auszeichnung stellvertretend für viele Andere, die nach 
1990 ihrer Überzeugung treu geblieben sind und diese gegen eine wahre Flut 
von Lügen und Verleumdungen öffentlich verteidigt haben, mit Buchveröffent-
lichungen, Zeitungsartikeln, Leserbriefen, Interviews, Briefen an Politiker, in 
persönlichen Gesprächen, auf Veranstaltungen und – leider noch viel zu wenig – 
auch im Internet. Stellvertretend für viele, die aktiv an der Organisierung und 
inhaltlichen Orientierung von Solidargemeinschaften mitgewirkt und hier Ver-
antwortung übernommen haben.  

 
Vor allem aber ist die heutige Preisverleihung an mich der Höhepunkt einer be-
wegenden Solidaritätsaktion. Mehr als 20.000,- Euro wurden gesammelt, um die 
Verfahrenskosten im Zusammenhang mit meiner Verurteilung wegen angebli-
cher Verunglimpfung Verstorbener auszugleichen und eine Verfassungsbe-
schwerde in dieser Sache zu ermöglichen – weit mehr als benötigt und wichtiger 
Grundstock eines Solidaritätsfonds für ähnliche Fälle. Dabei geht es aber nicht 
nur, nicht einmal in erster Linie, um Geld, auch wenn die meisten der Spender 
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sozial diskriminiert sind und ihnen auch kleine Beträge schwer fallen. Eine sol-
che Solidaritätsaktion vermittelt das gute Gefühl, nicht allein zu stehen, mit sei-
nem Anliegen verstanden und moralisch unterstützt zu werden. Allen, die an 
meiner Seite standen und stehen, übermittle ich auch von diesem Podium aus 
meinen tief empfundenen Dank! 
 
Wer, wie ich die Winkelzüge spitzfindiger Rechtsanwälte, die Arroganz von 
Richtern und Staatsanwälten, den blinden Hass fanantischer Antikommunisten, 
die Häme der gleichgeschalteten Medien und die Allgegenwart dümmlicher 
Vorurteile und Klischees erlebt hat, stellt sich mitunter die Frage: Lohnt es sich 
dagegen anzukämpfen, oder ist alles nur ein Kampf gegen Windmühlenflügel? 
 
Ich habe diese Frage für mich beantwortet. Es ist richtig und notwendig auch aus 
einer scheinbar aussichtslosen Position heraus die historische Wahrheit zu ver-
teidigen, schon aus Gründen der Selbstachtung, aber auch um künftigen Genera-
tionen zu ermöglichen, aus unseren Erfahrungen – im Guten, wie im Schlechten 
– zu lernen, wenn erneut die Errichtung einer bessere, sozial gerechten, friedli-
chen, antifaschistischen und humanen Gesellschaftsordnung auf der Tagesord-
nung stehen wird. 
 
Mit der Verteufelung der DDR versuchen die heute Herrschenden Barrieren zu 
errichten, gegen alle Ideen, die Alternativen zur nach 1990 völlig enthemmten 
Ausbeuter- und Profitgesellschaft anbieten könnten. Zugleich ist der Umgang 
mit ehemals Verantwortlichen der DDR zu einem Exerzierfeld geworden, um 
schleichend und scheinbar legitim Grundrechte, Grundfreiheiten und rechtsstaat-
liche Prinzipien auszuhöhlen und so auch auf diese Weise emanzipatorische Be-
strebungen in ihren Möglichkeiten einzuschränken. 
  
Der Kampf gegen Rechtswillkür - von Strafrenten bis zur Einschränkung der 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit -, politische Aufklärung gegen Massen-
verblödung und verlogene Berichterstattung der Medien, solidarischer Beistand 
gegen alle Formen der Ausgrenzung und Diskriminierung und nicht zuletzt die 
Verteidigung der Persönlichkeitsrechte gegen die Ausspähung und Manipulie-
rung durch die heutigen Geheimdienste: das sind die aktuellen Aufgaben, um 
den Weg freizuhalten für künftige gesellschaftliche Veränderungen. 
 
Große Probleme bereitet der heute in der Ukraine und bei den Europawahlen 
erkennbare Vormarsch faschistischer Kräfte und Tendenzen. Für ihre Zurück-
weisung sind unser Wissen und unsere Erfahrungen von unschätzbarem Ge-
wicht. Das gilt ganz besonders für die Zurückweisung der gebetsmühlenartig 
wiederholten Versuche der Gleichsetzung der DDR mit dem faschistischen Re-
gime. Ein mich anklagender Staatsanwalt verstieg sich zu der Feststellung, dass 
man ja wisse, wie beim Volksgerichtshof und beim Obersten Gericht der DDR 
Geständnisse zustande gekommen seien. Ich kenne aus meiner Tätigkeit im 
MfS, die auch die Aufklärung von Nazi- und Kriegsverbrechen einschloss, Ak-
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ten des Volksgerichtshofes. Die Verharmlosung dieser menschenverachtenden 
Instanz durch ihre Gleichsetzung mit dem Obersten Gericht der DDR ist einfach 
ungeheuerlich! 
 
Zu unserem Wissen und Erfahrungen aus dem mutigen Versuch, mit der DDR  
ein neues Deutschland zu bauen, gehört auch die Erkenntnis, dass die ehemals 
herrschende Klasse vor keiner Gemeinheit, vor keinem Verbrechen zurück-
schreckt, um jede antikapitalistische Entwicklung möglichst im Keime zu ersti-
cken. Diese geschichtliche Wahrheit wird heute geleugnet. In der Dauerausstel-
lung der „Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen“ werden z.B. von der sog. 
Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit ausgelegte Reifentöter gezeigt mit der 
Beschreibung, dass es sich um „Plattmacher“ gehandelt habe, mit denen die 
„kommunistischen Agitationskolonnen“ zu den Weltfestspielen 1951 in Berlin 
gestoppt werden sollten. Dass sieben junge Menschen bei einem derartigen Ter-
roranschlag ums Leben kamen, erfährt man in Hohenschönhausen nicht. 
 
Erklärte Feinde der DDR, wie z.B. Roland Jahn erst kürzlich in einem ND-
Interview, bieten ehemaligen MfS-Angehörigen Versöhnung an unter der Vor-
aussetzung, dass sie sich zu „Unrecht“ bekennen und ihrer Gesinnung abschwö-
ren. Warum aber soll ich mich mit einem gesellschaftlichen System aussöhnen, 
dass bereits von seinen Wurzeln her, dem Streben nach Maximalprofit, zutiefst 
kriminell ist, dass selbst nach den Worten des Papstes zur „Barbarei“ führt, den 
Krieg braucht und das Geld und nicht den Menschen in den Mittelpunkt stellt. 
Dieses System ist nicht mein System. Ich werde auch weiter mit meinenbeschei-
denen Möglichkeiten für eine bessere Welt streiten. Meine heutige hohe Aus-
zeichnung wird mich dabei zusätzlich motivieren. 
 
 

Laudatio des Chefredakteurs der Tageszeitung „junge Welt“ 
Dr. Arnold Schölzel für Rainer Rupp 

Lieber Rainer, liebe Ann, lieber Wolfgang, liebe 
Freunde und Genossen, 
 
Zunächst herzlichen Glückwunsch an euch, 
Rainer und Wolfgang, für die Auszeichnung mit 
dem Preis für Solidarität und Menschenwürde. 
Für mich ist es eine große Ehre, die Laudatio 
auf Rainer halten zu dürfen. Es ist vor allem 
eine der seltenen Gelegenheiten, Dir für die 
unermüdliche Arbeit zu danken, die Du für die 
junge Welt leistest. 
Um das zu illustrieren: Vor einiger Zeit wurde 
ich gefragt, ob Rainer Rupp eigentlich in den 
USA lebt. Er habe ein derart feines Gespür für 
das, was sich in der amerikanischen Innen- und 
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Außenpolitik anbahnt, dass er über besondere Quellen verfügen müsse. Der Fra-
ger ist geborener New Yorker, lebt dort, ist politisch engagiert und seine Frage 
insofern ein Statement über das, was Rainer für die junge Welt leistet. Das gilt 
genauso für die anderen Themen, deren Du Dich für uns annimmst: Weltwirt-
schaft, Finanz- und Wirtschaftskrise, zu deren vermutlichem Verlauf Du 2008 
eine Prognose abgegeben hast, die sich Stück für Stück bewahrheitet hat und 
von Woche zu Woche bewahrheitet. Imperialistische Kriege – vom Eingreifen 
der NATO 1995 in Bosnien angefangen bis zu den Aggressionen gegen Libyen 
und Syrien und zur jetzigen Situation im Irak – Du hast die gesamte Kette der 
Angriffskriege von NATO und EU für uns immer wieder analysiert, das, wor-
über die Bürgermedien schweigen, aufgedeckt und Strategien des Imperialismus 
bis in feine Verästelungen hinein ans Licht gebracht. 

Die ersten Artikel Rainers erschienen 1997 in der jungen Welt, als er noch in 
Saarbrücken inhaftiert war. Es war Werner Pirker, unser Anfang des Jahres ver-
storbener Genosse, damals Leiter unseres Ressorts Außenpolitik, der ihn, als 
sich die Möglichkeit ergab, sofort als Autoren gewann. Rainers erste Texte be-
fassten sich unter anderem mit der damals beschlossenen NATO-
Osterweiterung, mit dem Konzept einer „globalen NATO“, die Einsätze „out of 
area“ mit Teilen des Kriegspaktes unter jeweiliger Führung der USA vorsah. Ich 
zitiere aus seinem Jahresrückblick, der am Silvestertag 1997 erschien: „Unbe-
hindert von kritischen Fragen sind hierzulande die Vorbereitungen für die globa-
le NATO längst angelaufen. Und Verteidigungsminister Rühe versprach un-
längst seinen Soldaten, dass sie beim nächsten Golfkrieg dabei sein würden. 
Ganz soweit ist die SPD noch nicht, aber sie ist auf dem Weg dahin. Auf ihrem 
Parteitag in Hannover unterstrich Verheugen, dass in der sozialdemokratischen 
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Sicherheitspolitik nicht mehr friedenspolitische Ziele, sondern der Beitrag zur 
Gestaltung der Weltwirtschaft im Vordergrund stehen.“ 
 
Wir kennen heute die Kette von imperialistischen Kriegen, an denen sich die 
Bundesrepublik direkt oder indirekt seither beteiligte, wissen, dass die Entwick-
lung mit neuen Widersprüchen im imperialistischen Lager verbunden war. Ein 
aktuelles Resümee zog Rainer am 15. Mai dieses Jahres unter der Schlagzeile 
„Ziel Moskau“ in der jungen Welt. In Stichpunkten: Die USA marginalisieren 
die Rolle Deutschlands und der EU in der Ukraine, die Bundesrepublik kann mit 
der „antirussischen Eskalationspolitik der Amerikaner“ nicht mithalten, „denn 
Washington sucht mit Russland eine Konfrontation knapp unterhalb der Kriegs-
schwelle“, dafür aber ist der innenpolitische Widerstand in der „alten“ EU zu 
groß. 
 
Die Leser solcher Artikel, wo auch immer sie sitzen mögen - vermutlich auch in 
einigen Amtsstuben und Stäben - wissen: Es gibt keinen vergleichbaren Analy-
tiker und marxistischen Experten deutscher Sprache auf diesem Gebiet. Und – 
ich wiederhole – ich möchte mich für die junge Welt bedanken, dass Rainer uns 
seine enormen Fähigkeiten zur Verfügung stellt. Und wir sind natürlich froh, 
dass andere darauf verzichten. 

 
Das hat seine Gründe. Die Überschrift von Rainers erwähntem Artikel „Ziel 
Moskau“ deutet einen an. Er bestimmt aus meiner Sicht seine politische Biogra-
phie: Das Verhältnis der Bundesrepublik und des Westens insgesamt zu Russ-
land als Frage von Krieg und Frieden in Europa und der Welt. Aus der Katastro-
phe, die deutscher Faschismus und Weltkrieg 1945 hinterlassen hatten, ging die 
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Bundesrepublik mit der Devise hervor, Revanche für die Niederlage von 1945 
zu nehmen und die Revision der Ergebnisse dieser Niederlage des deutschen 
Imperialismus zu erreichen. Das schloss ein, das alte Personal überall im Staat 
zu beschäftigen und an dessen Spitze zu stellen. Es gilt Talleyrands Wort über 
die Bourbonenkönige: Sie haben nichts gelernt und nichts vergessen. Rainer, der 
1945 im Saarland geboren wurde und im rheinland-pfälzischen Saarburg auf-
wuchs, hat in vielen Fernsehinterviews wiederholt, was ihn früh geprägt hat und 
auch seine Motivation für seine Tätigkeit als Aufklärer war : „Das Wiederer-
starken der Faschisten“. Die Journalisten, die mit Rainer sprachen, gehen über 
diesen Punkt stets schnell hinweg. Über den Staat der Globkes, Kiesingers, Lüb-
kes, der Nazi-Richter, Wehrmachtsgeneräle und ihrer Ideologen, über die naht-
lose Fortsetzung des Antikommunismus, der zur Machtübergabe an die Faschis-
ten und zum Zweiten Weltkrieg geführt hatte, soll nicht viel gesprochen werden. 
Deswegen ist ja die Überraschung so groß, wenn heute Historiker an ausgewähl-
te Akten gelassen werden und feststellen: Es gab Nazis. Sogar in bundesdeut-
schen Ministerien und Geheimdiensten. 
 
Noch weniger als darüber und über den Kalten Krieg gegen die DDR und die 
sozialistischen Länder – und Kalter Krieg ist ein verharmlosender Terminus an-
gesichts dessen, was an Überwachungs-, Repressions- und Vernichtungsmaschi-
nerie im Westen seit der „Operation Unthinkable“, Churchills Planungen für ei-
nen Krieg gegen die Sowjetunion noch im Sommer 1945, in Gang gesetzt wurde 
- wird davon gesprochen, dass dieser Staat sich mit Notstandsgesetzen wappnete 
zu einer Zeit, da die USA in Vietnam gerade einen Völkermord im Namen von 
freedom and democray verübten. Es wird nicht darüber gesprochen, dass die 
Bundesrepublik dieser Zeit der deutsche Staat war, der aufs engste mit Faschis-
ten wie Franco oder Salazar verbunden war ebenso wie mit den Apartheid-
Rassisten Südafrikas. Wer das selbst erlebt hat, kann sich an die kalte Wut erin-
nern, die unter den Jüngeren in der Bundesrepublik angesichts all dessen auf-
kam, denn sie, die Jüngeren, waren als Kanonenfutter für den nächsten Gang 
gegen den angeblichen Feind im Osten vorgesehen.  
 
Vom Nachdenken zu der Einsicht, dass es eines anderen Staates, einer anderen 
Macht bedurfte, um das zu stoppen, bedurfte es eines praktischen Schrittes, be-
durfte es einer Einheit von Denken und Handeln. Rainer ist diesen Schritt ge-
gangen, als er 1967 in Mainz als Student nach einer Demonstration gegen die 
Notstandsgesetze von einem Mitarbeiter der Hauptverwaltung Aufklärung ange-
sprochen wurde, als er wenig später selbst für sie tätig wurde – mit allen Konse-
quenzen, mit tiefer politischer und weltanschaulicher Überzeugung und mit je-
ner Klarheit, Ruhe und Souveränität, die ihn heute wie damals auszeichnen. Er 
schloss 1973 das Studium der Volkswirtschaft an der Universität Bonn mit ei-
nem Prädikatsexamen ab, nachdem er, der Sprachbegabte, der früh fließend 
Französisch und Englisch beherrschte, auch an der Freien Universität Brüssel 
Hörer gewesen war. In der belgischen Hauptstadt führte ihn sein beruflicher 
Weg rasch weiter: Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Freien Universität, As-
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sistent des Geschäftsführers der ersten EU-Lobbying-Gesellschaft im Auftrag 
einiger bedeutender internationaler Konzerne, 1976 Abteilungsleiter in einer 
Brüsseler Bank, die auf britische Industriebeteiligungen auf dem Kontinent spe-
zialisiert war und seit dem 5. Januar 1977 Mitarbeiter in der „Political Division“ 
des NATO-Hauptquartiers, genauer: Sachbearbeiter für bestimmte NATO-
Länder beim Wirtschaftsdirektor dieser Abteilung, der einflussreichsten der ins-
gesamt fünf Hauptabteilungen des Hauptquartiers. Er war damit Mitarbeiter des 
vom NATO-Generalsekretär geleiteten zivilen internationalen Stabs und erhielt 
– wen wundert's – auf Grund seiner Leistungen bald Zugang zu Verschlusssa-
chen mit dem höchsten Geheimhaltungsgrad, Dokumente der Nuklearen Pla-
nungsgruppe eingeschlossen. Er publizierte in internationalen Fachzeitschriften, 
trat mit Vorträgen auf Konferenzen in verschiedenen Ländern auf und hielt Vor-
lesungen an Universitäten in Europa, Nordamerika und Asien.  
 
Es dauerte nur wenige Jahre, bis er auf die Empfängerliste für die Dokumente 
der gesamten aktuellen Arbeiten der NATO gesetzt wurde, so dass alle in Dut-
zenden von Ausschüssen erarbeiteten Papiere über seinen Tisch und damit nach 
Berlin gingen. Er war die einzige Quelle der HVA, die solche Dokumente liefer-
te – die bundesdeutsche Justiz hielt später fest, er habe einen lückenlosen Ge-
samtüberblick über das Bündnis geliefert. Rainer wurde Mitglied der geheimen 
Nachrichtengruppe der NATO und hatte regelmäßig Dienst im Lagezentrum des 
Paktes. Er nahm an den strategischen NATO-Übungen teil, einschließlich jenen, 
bei denen unter realistischen Bedingungen alle zwei Jahre der Ersteinsatz von 
taktischen Atomwaffen gegen Ziele in Osteuropa geprobt wurde – worauf das 
Oberlandesgericht Düsseldorf im Urteil vom November 1994 wohlweislich 
nicht einging. Das Gericht wertete es dagegen als besonders erschwerend, dass 
Rainer das geheimste aller geheimen NATO-Dokumente an die HVA übermit          
telt hatte: Dieses MC-161- Papier habe, so urteilte der Bundeswehrgutachter im 
Prozess, „das gesamte Wissen der NATO über das militärische Potential des 
Warschauer Paktes“ enthalten. Dass es auch die Feststellung enthielt, Moskau 
plane keine militärische Aggression, nahm das Oberlandesgericht natürlich auch 
nicht in sein Urteil auf. Ich vermute einfach mal, ohne Spezialist auf diesem Ge-
biet zu sein, dass es in der Geschichte der Aufklärung keine andere Komplettlie-
ferung eines Dokuments dieses Umfangs und dieses Gewichts gegeben hat. Rai-
ner wurde eingeladen, in der SDI-Arbeitsgruppe der NATO mitzuwirken, d. h. 
beim Lieblingsspielzeug Ronald Reagans. Er konnte so den Warschauer Vertrag 
informieren, dass es sich bei dem Vorhaben um Propaganda handelte, weil die 
technischen und andere Probleme der Sternenkriegsphantasie des US-
Präsidenten in absehbarer Zeit nicht zu bewältigen waren. 
Am wichtigsten aber: Der Leiter der CIA-Abteilung für die Sowjetunion und 
Osteuropa, Milton Bearden, und andere Experten in Ost und West, einschließ-
lich Waldimir Krjutschkow, damals Chef der Hauptverwaltung Aufklärung des 
KGB und später dessen Leiter, haben Rainer bescheinigt, dass er wahrscheinlich 
die Welt vor einem Dritten Weltkrieg mit Atomwaffen bewahrt hat. Rainer 
schrieb dazu 2007 in der jungen Welt: „Von den fast 30 Ost-West-Krisen im 
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Kalten Krieg wird gemeinhin die Kuba-Krise als die gefährlichste Konfronta-
tion zwischen den Blöcken gesehen. Das ist leicht verständlich, da die Krise in 
der Öffentlichkeit ausgetragen wurde und die gesamte Menschheit mit bangte. 
Die »Ryan«- bzw. »Able Archer«-Krise blieb jedoch nicht nur vor der Öffent-
lichkeit vollkommen verborgen, auch die meisten Politiker und Militärs erfuh-
ren nichts davon. Dennoch, bei keiner anderen Ost-West-Krise »hat die Welt 
so nahe vor einem Atomkrieg gestanden, wie bei dem >Able Archer -Vorfall«“ 
- zitiert Rainer einen US-Historiker. 
 
Vor allem von Rainer kamen im Herbst 1983 laufend die Informationen, dass – 
anders als in Moskau akut befürchtet wurde – die NATO keinen Angriff mit den 
neu stationierten Cruise Missiles aus der Übung „Able Archer“ heraus plante. 
 
Was für ein Mensch jemand ist, zeigt sich in Zeiten der Not, der Bedrängnis. 
Eine solche Zeit begann für Rainer und für Ann, die 1972 geheiratet hatten, und 
für ihre drei Kinder mit dem Untergang der DDR und später der Sowjetunion. 
Verrat und die unter dem Namen „Rosenholz“ an die CIA gelangten HVA-
Karteien brachten die Verfolger auf seine Spur. Helmut Kohl machte den Fall 
„Topas“ zur Chefsache und fragte in Moskau nach. Am 28. Juli 1993 wurden 
Ann und Rainer in seinem Heimatort verhaftet, als sie mit den Kindern zu Be-
such bei Rainers Mutter waren. Zum Glück kam Ann nach drei Monaten wieder 
frei und wurde zu einer Bewährungsstrafe verurteilt. Die Sorge um die Familie 
war das Bedrückendste, so hat Rainer es geschildert, in der Haftzeit.  
 
Das Urteil über ihn entsprang politischer Rache, es war rechtsförmig, nicht 
rechtsstaatlich – zu einer Zeit, da die Agenten des Westens in den sozialistischen 
Ländern, also die Kollaborateure mit den Folterern und Mördern nicht nur der 
CIA, Auszeichnungen erhielten. Die Strafe lautete auf 12 Jahre, sieben musste er 
in verschiedenen Vollzugsanstalten verbringen, darunter in der von Saarbrücken, 
geleitet von einem Direktor mit SPD-Parteibuch, der ihn durch Isolationshaft 
und Demütigungen brechen wollte. Rainer begann, aus der Zelle heraus juristi-
schen Widerstand zu leisten, bis ein Gericht feststellte, dass die Behandlung die-
ses Strafgefangenen in Saarbrücken „rechtswidrig“ war. Der Direktor persönlich 
veranlasste nach der damit verbundenen Aufhebung des Arbeitsverbots, dass 
Rainer nur für einfachste Tätigkeiten eingesetzt wurde. Es bedurfte erneuter 
Klagen, bis er fünf Jahre nach seiner Verhaftung in den offenen Vollzug kam 
und erstmals eine Stunde in Freiheit mit der Familie verbringen durfte.  
 
Sein Fall war zu diesem Zeitpunkt durch seine Tätigkeit für Neues Deutschland 
und junge Welt weithin bekannt, ungezählte Genossen und Bürger hatten mit 
ihm brieflich Kontakt aufgenommen, Rosemarie Schuder und Rudolf Hirsch 
hatten ihn besucht, sich energisch für ihn eingesetzt, woraus eine enge Freund-
schaft erwuchs. Die bürgerliche Presse begleitete das mit Häme, die  Forderung 
Martin Walsers 1998 bei Entgegennahme des Friedenspreises des Deutschen 
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Buchhandels in der Frankfurter Paulskirche, Rainer freizulassen, verhallte fast 
ungehört und wurde auch nicht wiederholt.  
 
Als die PDS-Fraktion im Bundestag Rainer zum Jahresbeginn 1999 eine Arbeit 
als sicherheitspolitischer Berater anbot, spuckten die Medien Gift und Galle. 
Bundestagspräsident Wolfgang Thierse kündigte an, von seinem Hausrecht 
Gebrauch zu machen und Rainer Rupp höchstpersönlich rauszuwerfen, sollte er 
den Bundestag betreten. Das beeindruckte ein Viertel der PDS-Fraktion schwer, 
man distanzierte sich in einer Erklärung von dem Beschluss, Rainer einzustellen, 
es war nur eine Frage der Zeit, bis die Hälfte der Fraktion in der Sorge, endlich 
anzukommen – wie es im damaligen Jargon hieß –, die gleiche Meinung vertrat. 
Rainer verzichtete und fand eine Tätigkeit als Lektor des Karl Dietz Verlages in 
einem Saarbrückener Büro, bis er am 27. Juli 2000 aus der Haft entlassen wurde. 
Viel wäre hier zu erzählen, über die neuen Freundschaften seither, über die 
wunderbaren Gastgeber Ann und Rainer, der zu allem übrigen auch noch ein 
hochbegabter Koch ist, und, was ich jetzt weglasse. 
 
Rainer hatte, wie gesagt, zum Zeitpunkt seiner Entlassung bereits begonnen, für 
die junge Welt und für Neues Deutschland zu schreiben. Er hat zu seiner journa-
listischen Arbeit, zu den Büchern, an denen er mitwirkte, geschrieben, dass er in 
ihr „in gewissem Sinn eine Fortsetzung meiner früheren Arbeit als Aufklärer“ 
sieht – „heute nur mit anderen Mitteln“.  
 
Du hast in diesem Sinn in den 90er Jahren darauf aufmerksam gemacht, welche 
Bedeutung die von der Bundesrepublik geschürten Kriege in Jugoslawien für die 
NATO hatten, die nach dem Untergang der UdSSR ihre Existenzberechtigung 
nachweisen musste – als Organisation, die militärisch für Ruhe und Ordnung in 
Ost- und Südosteuropa sorgte. Im vergangenen Jahrzehnt und bis heute dehnte 
sie ihr Kriegsgebiet auf andere Kontinente aus – mit den Folgen, die in Afgha-
nistan, im Irak, in Syrien, in der Ukraine und auf dem afrikanischen Kontinent 
zu sehen sind. Du hast darauf aufmerksam gemacht, dass dies seinerzeit der Hin-
tergrund für das Aufkommen einer antiserbischen Hetze in den Medien wie zur 
Zeit vor dem Ersten Weltkrieg war wie jetzt die antirussische Kampagne auf al-
len Kanälen des deutschen Staatsfernsehens und der Konzernmedien und Du 
hast hartnäckig darauf hingewiesen, dass alles dem „Ziel Moskau“ untergeord-
net ist. Die Gefahr, die von dem Kriegspakt ausgeht, die Gefahr für Frieden und 
das Überleben der Völker, ist unverändert. Diese Gesellschaftsordnung kann 
nicht anders existieren. 
 
Ich möchte mit einem Zitat von Dir schließen: „In der Aufgabe mitzuhelfen, ei-
nen Krieg zu verhindern, habe ich meine oberste moralische Pflicht gesehen.“ 
Für das, was Du dafür getan hast und tust, gebührt Dir größter Dank. 
- 
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Preisverleihung an Rainer Rupp durch den Vorsitzenden des 
BüSGM Lothar Nätebusch 
Lothar Nätebusch, Vorsitzender  des 
BüSGM, würdigte die Verdienste des 
Preisträgers für Solidarität und 
Menschenwürde 2014 Rainer Rupp, 
übergab ihm die Karl-Marx-Büste 
dazugehörigen Ehrenurkunden. Auch 
Rainer Rupp nahm die Ehrenmit-
gliedschaft des BüSGM an. 
 

Dankesrede des Preisträgers  
Rainer Rupp 

Liebe Festtagsgäste, liebe Freunde, Genossinnen und Genossen, 
All das, was Dr. Arnold 
Schölzel in seiner Laudatio so 
besonders hervorgehoben und 
gepriesen hat, wäre über all 
die Jahre ohne meine tapfere 
Ehefrau, Freundin und 
Genossin Ann überhaupt 
nicht möglich gewesen. Ihr 
gilt mein ganz besonderer 
Dank, aber auch unseren 
Kindern, Thomas, Richard 
and Alexandra, die immer zu 

uns gestanden haben und heute auch hier anwesend sind. Dank gilt nicht zuletzt 
auch meiner Mutter, die nach unserer Verhaftung sich um unsere Kinder küm-
merte  und uns gegen alle Anfeindungen verteidigte wie eine Löwin ihre Jungen. 
 
Auch dem BüSGM danke ich für die mir heute erwiesene Ehrung ganz herzlich. 
Umso mehr, weil diese Entscheidung ganz sicher auch eine gehörige Portion 
Mut erfordert hat, ausgerechnet dem „Mann, der die NATO verriet“ – so der Ti-
tel eines ARD-Films - den Preis für Solidarität und Menschenwürde zu verlei-
hen. Allerdings war hier eine andere Art von Mut gefordert, schon gar nicht der 
Mut eines Tilo Sarrazin, der für seine rassistischen Tiraden sogar das Lob des 
bundesdeutschen „Militärseelsorgers“ Gauck geerntet hatte. Denn in meiner 
Person lebt die Zeit des Kalten Krieges fort und damit auch eine der gefährlichs-
ten Krisen jener Zeit, an die die Herrschaften nicht gerne erinnert werden. Fort 
lebt auch das Lügenkonstrukt der NATO von der sowjetischen Bedrohung, die 
gerade in eine russische Bedrohung umgemünzt wird. Ebenso bin ich Zeitzeuge 
der scheinheiligen moralischen Überhöhung der eigenen, so genannten „Westli-
chen Wertegemeinschaft“, mit der die NATO-Länder unter Führung der USA 
immer gigantischere Rüstungsausgaben gerechtfertigt hatten.  
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Am Ende hatten beide Blöcke so viele Waffen, dass sie damit die ganze Welt 
gleich mehrfach vernichten konnten. 
 
Diese Waffen existieren auch heute noch, nur moderner. Zwar kann die Welt 
heute nicht mehr 35 Mal zerstört werden wie Anfang der 1980er Jahre, aber für 
eine mehrfache Zerstörung unseres Blauen Planeten reicht es allemal. Und auch 
an Kriegen mangelt es heute nicht, rund um den Globus. In fast allen ist die im-
perialistische Hauptmacht USA entweder in offenen oder in verdeckten Inter-
ventionen verwickelt. Und die imperialistischen Mittelmächte wie Großbritan-
nien und Frankreich - und mit Abstrichen Deutschland – wollen bei der Auftei-
lung der Beute nicht abseits stehen. Sie drängen sich geradezu, mit der Waffe in 
der Hand „mehr Verantwortung“ in der Welt zu übernehmen, natürlich für Hu-
manität und Menschenrechte, besonders in den Regionen, wo man den Zugang 
zu Rohstoffen und Märkten und deren Transportwege für die eigene Wirtschaft 
sichern, d.h. verteidigen kann. 
 
Woran liegt es dann, dass in den letzten 25 Jahren, trotz der vielen Kriege die 
Millionen von Menschenleben gekostet haben, in Deutschland die Massen kaum 
mehr für den Frieden auf die Strasse gehen? Nicht einmal beim NATO-
Angriffskrieg gegen Jugoslawien war das der Fall! Wo sind die 300.000 De-
monstranten vom Hofgarten in Bonn geblieben, die sich im Jahr 1983 gegen die 
nukleare Modernisierung der NATO und deren Ersteinsatzdoktrin von Atom-
waffen eingesetzt hatten?  
 
Ja, sie ahnen richtig. Es stimmt, dass viele der damaligen Demonstranten An-
hänger der Partei die Grünen waren. Und es stimmt, dass die meisten ihrer An-
führerInnen 1999 zu begeisterten Propagandisten des NATO-Kriegs gegen Ju-
goslawien geworden sind, angeblich um ein „neues Auschwitz“ zu verhindern. 
Es waren die SPD und die Grünen, die in der deutschen Nachkriegsgeschichte 
den Angriffskrieg als Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln wieder poli-
tisch gesellschaftsfähig gemacht haben. Das ist ein „Verdienst“, mit dem sich 
Ex-Kanzler Gerhard Schröder noch heute brüstet, obwohl die Kriegsgründe ge-
gen Jugoslawien alle erstunken und erlogen waren, ebenso wie später, als es ge-
gen Irak ging, oder Libyen oder Syrien. Nicht anders geht es bei den aktuellen 
Versuchen zu, die Öffentlichkeit für eine Konfrontation mit Russland vorzube-
reiten. 
  
Der Unterschied von damals zu heute ist, warum damals Hundert Tausende auf 
die Straße gingen und heute sich kaum jemand für die von Deutschland mit ent-
fachten oder zumindest unterstützten Kriegen ist, dass 1983 die Gefahr, die von 
einem US/NATO-Krieg gegen die Sowjetunion ausging, von den allermeisten 
Menschen in unserem Land quasi physisch gespürt wurde. Ein Krieg in Europa 
zwischen den beiden Blöcken hätte nicht nur Zig Millionen individueller Leben 
zerstört, sondern die Existenzgrundlage ganzer Völker. Viele sahen darin nicht 
nur die Bedrohung ihrer eigenen Auslöschung und der ihrer Familien, sondern 
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der ganzen Spezies. Dies war eine sehr starke Motivation und um diesen Wahn-
sinn zu verhindern, gingen sie damals fest entschlossen auf die Strasse und blo-
ckierten auch Zufahrten zu NATO-Atomstützpunkten. 
 
Trotz der vielen Kriege in der Welt geht es heute in unserem Land ganz anders 
zu, bei genauerem Hinsehen sogar wie eh und je, d.h. so wie Goethe das schon 
im Faust 1. im Abschnitt „Vor dem Tor“ trefflich beschrieben hatte: 
 

Andrer Bürger . 
Nichts Besseres weiß ich mir an Sonn- und Feiertagen, 

Als ein Gespräch von Krieg und Kriegsgeschrei, 
Wenn hinten, weit, in der Türkei, 
Die Völker aufeinander schlagen. 

Man steht am Fenster, trinkt sein Gläschen aus 
Und sieht den Fluss hinab die bunten Schiffe gleiten; 

Dann kehrt man abends froh nach Haus, 
Und segnet Fried’ und Friedenszeiten. 

Dritter Bürger . 
Herr Nachbar, ja! So lass ich’s auch geschehn: 

Sie mögen sich die Köpfe spalten, 
Mag alles durcheinander gehn; 

Doch nur zu Hause bleib’s beim alten. 
 
Aber auch zu Hause bleibt’s nicht beim Alten. Wenn wir dem Kapitalismus und 
dessen höchster Ausformung, dem Imperialismus, nichts entgegensetzten und 
uns nicht um ihn kümmern, wird er sich früher oder später um uns kümmern und 
uns in seine systembedingten Kriege und Konflikte hineinziehen.  
 
Das aktuelle Beispiel dafür ist die Krise in der Ukraine. Nach eigenen US-
Angaben hat Washington den Putsch in Kiew mit langer Hand vorbereitet und 
dafür insgesamt 5 Milliarden Dollar ausgegeben. Damit sollte einerseits Russ-
land massiv geschwächt und möglichst destabilisiert und andererseits eine wei-
tere Annäherung von Deutschland und anderen kerneuropäischen Ländern an 
Russland verhindert werden.  
 
Aber die US-Pläne sind nicht aufgegangen. Insbesondere mit der Krim und den 
ost-ukrainischen Regionen hat Washington die Rechnung ohne die dort leben-
den Menschen und Völker gemacht. Aber statt auf seine Marionettenregierung 
in der Ukraine einzuwirken, die sinnlose Beschießung der Menschen in den ost-
ukrainischen Großstädten einzustellen und eine politische Lösung zu suchen, 
versuchen Washington und Kiew mit fortdauernden Massakern an der Zivilbe-
völkerung in der Ostukraine den Kreml doch noch zu bewegen, in die vorberei-
tete Falle zu treten und militärisch zu intervenieren.  
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Eine russische Intervention in der Ostukraine würde jedoch von den US-
Politikern und westlichen „Qualitätsmedien“ genutzt, um Russland endgültig als 
Aggressor zu entlarven, mit dem selbst Deutschland, geschweige denn der Rest 
der EU, keine normalen Geschäftsbeziehungen mehr haben könnte. Washington, 
das sich seit langem über seinen schwindenden Einfluss in Westeuropa und der 
NATO sorgt, hätte sein Ziel erreicht. Zugleich könnten die USA den Krisenherd 
Ukraine nach Belieben hoch oder herunter fahren, in Abhängigkeit von russi-
schem Wohlverhalten, z.B. in Syrien oder in Bezug auf den Iran.  
 
Allerdings besteht die Gefahr, dass das fein gesponnene Kalkül Washingtons 
auch diesmal nicht aufgeht und sich das Spiel mit dem ukrainischen Feuer in 
einen europäischen Flächenbrand entwickelt. Angesichts des eingangs erwähn-
ten, nach wie vor existierenden Atomwaffenarsenals auf beiden Seiten, könnte 
ein solcher Konflikt schnell unkontrollierbar werden und verheerende Folgen 
haben. Diese reale Gefahr hat viele Bürger, die bisher noch nie in ihrem Leben 
demonstriert haben, in den letzten Monaten auf die Strasse getrieben. Dort ha-
ben sie sich inzwischen in den bundesweiten „Montagsdemonstrationen für den 
Frieden“ gegen die Politik der Kriegstreiber lose organisiert.  
 
Da diese Montagsdemos nicht unter dem Dach etablierter, linker Organisationen 
stattfinden, sondern explizit als überparteilich definiert sind, und weil viele der 
jungen Friedensaktivisten sich selbst weder links noch rechts einordnen können, 

ist es in manchen Städten und Regionen rechtsgerichteten Gruppierungen  



 30

gelungen, diese Demos für ihre Zwecke zu instrumentalisieren. Auf Grund die-
ser Tatsache ist es leider dazu gekommen, dass sogleich nicht wenige linke Poli-
tiker und Exponenten linker Friedensbewegungen diese Montagsdemos pauschal 
als „Neurechte“ verurteilen oder - schlimmer noch – als „Frontorganisation der 
NPD“ darstellen und jeglichen Kontakt mit ihnen vermieden haben. Dies wie-
derum hat die scharfe Kritik anderer GenossInnen hervorgerufen, die in diesen 
Demos eine Gelegenheit sehen, mit politisch orientierungslosen, aber kritischen 
und friedensbewegten Menschen ins Gespräch zu kommen. 
 
In der Regel ist es den Rechten nicht gelungen, die Montagsdemos zu überneh-
men. Davon zeugen z.B. nachfolgende Auszüge aus einer Rede eines 23jährigen 
Studenten und Reservisten der Bundeswehr jüngst in Köln:  
 
„Ich stehe hier auf der Friedensmahnwache in Köln, weil ich etwas zu sagen ha-
be: Ich habe es nämlich satt! Ich habe es satt, dass wir belogen werden. (...) Ich 
habe es satt, dass man in Afghanistan von einer 'Friedensmission' spricht! Seit 
Beginn des Krieges sind über 50 Bundeswehrsoldaten und vermutlich Tausende 
nicht gezählte Zivilisten gefallen oder gestorben. Heute stehe ich hier und frage: 
Wofür? (..). Ist das der Frieden der NATO? Sind das westliche Werte? Sind das 
Werte, die uns die Französische Revolution und die 48er Revolution erkämpft 
haben? Und auf europäischer Ebene werden Verträge beschlossen, die uns nicht 
nur an die Banken verkaufen, sondern uns auch genmanipuliertes Fressen und 
Billiglöhne vorsetzen und die die staatliche Überwachung fördern.“ (Quel-
le:http:/ /www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=20469) 
 
So hört sich kein „neuer“ Rechter an. Allerdings beherrscht der Redner auch 
nicht das Repertoire der Linken, sonst würde er sich nicht auf die Werte der 
französischen und der bürgerlichen Revolution von 1848 berufen, sondern auf 
die der Arbeiterbewegung. Aber woher soll er das wissen? Von den Schulen, die 
er besucht hat? Von unseren „Qualitätsmedien? Oder gar von der Bundeszentra-
le für politische Bildung? Sogar die Partei Die Linke weigert sich konsequent, 
ideologische Schulungen durchzuführen. 
 
Angesichts der gefährlichen Zuspitzung der Krise zwischen den beiden immer 
noch bis an die Zähne bewaffneten Atomstaaten USA und Russland mitten in 
Europa scheint es den meisten TeilnehmerInnen an den Montagsdemos ein ehr-
liches und dringendes Bedürfnis, sich den Kriegstreibern entgegenzustellen. Da-
her dient die Spaltung der Friedensbewegung in „neu rechts“ und „alt links“ nur 
den Interessen all jener, die das Protestpotential in unserem Land und damit die 
Gefahr für das herrschende System minimieren wollen. Daher sollen wir Linke 
raus und mit den Menschen auf den Montagsdemos reden, so wie das z.B. Dieter 
Dehm (MdB der Partei Die Linke) oder der Vorsitzende des Deutschen Freiden-
kerverbands Klaus Hartmann mit großem Erfolg jüngst in Frankfurt getan ha-
ben. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit 
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Abschied von Manfred Wekwerth 
Am 17. Juli 2014 ist der bekannte 
Theaterregisseur, Schüler von Bertolt Brecht 
und langjährige Intendant des Berliner En-
sembles, Prof. Dr.  Manfred Wekwerth von 
uns gegangen.  Wir hatten die Ehre, Prof. 
Wekwerth am 31.08.2007 unseren Preis für 
Solidarität und Menschenwürde verleihen zu 
dürfen. Anlässlich der Preisverleihung 
sagte der Schauspieler Rolf Becker, ebenfalls 
Preisträger des BüSGM, in seiner Laudatio: 

 
„Vielfach ist Manfred Wekwerth für seine künstlerischen und gesellschaftlichen 
Verdienste ausgezeichnet worden – vom Nationalpreis der DDR bis zum Preis 
des Theaters der Nationen in Paris. 1989 wurde ihm wie vielen anderen, die 
nicht bereit waren, vor den neuen Herren zu Kreuze zu kriechen, im Zuge der 
allgemeinen Abwicklung mit seinen Funktionen die Möglichkeit genommen, 
seine bei Brecht begonnene und in Brechts Sinn weitergeführte Theaterarbeit 
fortzusetzen. Vergeblich protestierte Peter Zadek:  
 
„Er ist einer von den Männern, die das deutsche Theater in den letzten dreißig 
Jahren gemacht haben. Das war manchmal Welttheater und manchmal weni-
ger erfolgreich und bedeutend. Niemand hat das Recht, Wekwerth auf diese 
Hopplahoppweise zu beseitigen.“ Auch Giorgio Strehler, Leiter des Piccolo 
Teatro in Mailand, blieb ungehört: „Ich betrachte ihn als den vitalsten Fortset-
zer der Brechtschen Lehre (…) Wekwerth ist ein Künstler, der die Theorie in 
die Theater- und Lebenspraxis umsetzen konnte.“ 
 
1959 „Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui“, in der Titelrolle Ekkehard 
Schall, ein Welterfolg, wunderbares, hinreißendes Theater mit einer einzigarti-
gen Besetzung, alles nutzend, was an Mitteln erreichbar war, adaptiert aus Oper 
und Operette, Pantomime und Clownerie, schnörkellos und temporeich gespielt, 
hell und einleuchtend, aggressiv und in seinen komischen Szenen Chaplin errei-
chend. Gleichzeitig Einsichten in das Wesen der Naziherrschaft vermittelnd und 
zum Nachdenken anregend im Hinblick auf die restaurative Entwicklung der 
BRD. Theaterkunst, die nicht verführt, sondern hinführt zur Freude am selbstän-
digen Denken.“ 
 
Zu seinen bedeutendsten Regiearbeiten zählten Brechts Bearbeitung von 
Shakespeares „Coriolan" (1964 am BE, 1971 am National Theatre in London), 
Heinar Kipphardts „In Sachen Robert J. Oppenheimer" (1965), „Die Ermittlung“ 
(1965) von Peter Weiss, Shakespeares „Richard III“ (1972 am BE und am Zür-
cher Schauspielhaus) oder Brechts „Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui“ 
(1959) – eine weltberühmte Arbeit, die auch in Heiner Müllers legendärer  
Ui-inszenierung von 1995 noch nachklingt.  
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Wir trauern um unseren politischen Freund und großen Künstler Prof. Dr. Man-
fred Wekwerth und übermitteln Renate Richter, seiner Tochter und Angehörigen 
unser tief empfundenes Beileid. 
 
 

Lob der Dialektik (Bertolt Brecht) 
Die Unterdrücker richten sich ein 

auf zehntausend Jahre. 
Die Gewalt versichert: So, wie es ist, bleibt es. 

Keine Stimme außer der 
Stimme der Herrschenden. 
Und auf den Märkten sagt 

die Ausbeutung laut: 
Jetzt beginne ich erst. 

Aber von den Unterdrückten sagen viele jetzt: 
Was wir wollen, geht niemals. 

Wer noch lebt, sage nicht: niemals! 
Das Sichere ist nicht sicher. 
So wie es ist, bleibt es nicht. 

Wenn die Herrschenden gesprochen haben 
Werden die Beherrschten sprechen. 

Wer wagt zu sagen: niemals? 
An wem liegt es, wenn die Unterdrückung 

bleibt? An uns. 
An wem liegt es, wenn sie zerbrochen wird? 

Ebenfalls an uns. 
Wer niedergeschlagen wird, der erhebe sich! 

Wer verloren ist, kämpfe! 
Wer seine Lage erkannt hat, wie soll der 

aufzuhalten sein? 
Denn die Besiegten von heute sind die 

Sieger von morgen 
Und aus Niemals wird: Heute noch.  

 
 


